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Die Europäische Wasserrahmen-
richtlinie (WRRL)1 kann hin-
sichtlich ihrer Auswirkungen auf
das innerstaatliche Recht auf
Grund ihrer Vernetzung mit 

zum Beispiel der FFH-RL2, der
Vogelschutz-RL3, und viele an -
dere mehr4 nicht isoliert be-
trachtet werden. Innerstaatlich
wurden die genannten europa-
rechtlichen Vorgaben
hauptsächlich im
3Wasserrechtsgesetz

1959(„WRG“)5,
3 UVP-G 20006 sowie den
3 (Landes-)Naturschutzgesetzen

umgesetzt. Im Rahmen des Was-
serrechtsgesetzes ist die Umset-
zung der WRRL nunmehr bei
der Erlassung des Nationalen
Gewässerbewirtschaftungspla-
nes (NGP)7, welche noch für
2009 vorgesehen ist, angelangt.
Zudem wurde inzwischen der
Entwurf für die „Qualitätsziel-
verordnung Ökologie Ober-
flächengewässer“ (QZV Ökolo-

gie OG) erarbeitet, so dass die
relevanten Kriterien für die Um-
setzung von bewilligungspflich-
tigen Projekten Gestalt anneh-
men.

Vorgaben des WRG 1959
im Zusammenhang mit
der WRRL
Neben den allgemeinen Leitlini-
en der WRRL (integrierte und
nachhaltige Wasserbewirtschaf-
tung) beeinflussen insbesondere
das Verschlechterungsver- und
Verbesserungsgebot (Art 4.
WRRL) energiewirtschaftlich in-
teressante Projekte. Konkret ver-
bietet Art 4 WRRL8 die Ver-
schlechterung der bestehenden
(kategorisierten) Qualität (Ge-
wässergüte) eines Wasserkör-
pers9 und verpflichtet grundsätz-
lich zur Erreichung eines „guten
ökologischen Zustandes“ sowie
für erheblich veränderte und
künstliche Wasserkörper 
(„HMWB“) eines „guten 
ökologisches Potenzials“10.
Auf Basis der bereits abgeschlos-
senen Ist-Bestands-Analyse wur-
de der Zustand sämtlicher öster-
reichischen Gewässer erhoben
und in entsprechende Qualitäts-
kategorien eingereiht. Daraus
ergibt sich für bestehende Anla-
gen die Konsequenz, dass diese
bei massiven Abweichungen von
den Standards der WRRL
während aufrechter Laufzeit,
spätestens jedoch im Rahmen

der Wiederverleihung an die
neuen Kriterien angepasst wer-
den müssen. Dabei hat bei be-
stehenden Anlagen insbesonde-
re das Verbesserungsgebot we-
sentliche Bedeutung, das nun-
mehr im Rahmen der im NGP
vorgesehenen Maßnahmen für
Wasserkörper sowie den darauf
basierenden Maßnahmenpro-
grammen nach § 55 f WRG 1959
weitere Konkretisierungen er-
fahren wird. Wichtige Punkte
betreffen dabei insbesondere
3 Restwassermengen,
3 Sunk-/Schwallverhältnisse

(bei Kraftwerken) sowie
3 die Gewährleistung oder 

Herstellung der Fischdurch -
gängigkeit.

Für neu zu errichtende Anlagen
ist zudem insbesondere das Ver-
schlechterungsverbot zu beach-
ten. Dabei ist nicht jede absolute
Verschlechterung eines Gewäs-
sers als Verstoß zu werten, je-
doch darf ein Wasserkörper
durch neue Anlagen nicht in ei-
ne niedrigere Qualitätskategorie
fallen11 oder den „guten ökologi-
schen Zustand/das gute ökologi-
sche Potenzial“ nicht mehr errei-
chen. Die Kriterien für eine Ver-
schlechterung des Wasserkör-
pers werden maßgeblich durch
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Auswirkungen der Wasserrahmenrichtlinie auf wasserrechtliche Bewilligungen

Bereits im Jahr 2000 ist die Europäische Wasserrahmenrichtlinie in

Kraft getreten. Langsam beginnen deren Auswirkungen auf das öster-

reichische Wasserrechtsregime, unter anderem für Errichtung und 

Betrieb von Wasserkraftwerken, deutliche Konturen zu entwickeln.

Handlungsbedarf für Betreiber,
Verschlechterungsverbot für
Projektwerber

Im Rahmen des Wasserrechtsgesetzes ist 
die Umsetzung der WRRL nunmehr bei der 
Erlassung des Nationalen Gewässerbewirt-
schaftungsplanes (NGP), welche noch für
2009 vorgesehen ist, angelangt.

Für neu zu errichtende 
Anlagen ist zudem ins -
besondere das Verschlech-
terungsverbot zu beach-
ten. Dabei ist nicht jede
absolute Verschlechterung
eines Gewässers als 
Verstoß zu werten ...



Kommunal: Recht & Verwaltung 47

die Qualitätszielverordnung
Chemie (QZV Chemie OG)12 so-
wie die künftige QZV Ökologie
OG determiniert werden.
Sollte trotz aller Maßnahmen
zur Vermeidung eine Verschlech-
terung eine solche nicht ver-
meidbar sein, bestehen jedoch
Ausnahmeoptionen die nachfol-
gend näher betrachtet werden
sollen. 

Einschränkungen und 
Ausnahmen vom 
Verschlechterungsverbot
Ausgehend von der Kategorisie-
rung entsprechend der Ist-Be-
stands-Analyse ist die Festle-
gung der jeweiligen Qualitäts-
ziele für die einzelnen Zustände
für die Bewilligungsfähigkeit
von zukünftigen Wasserkraft-
projekten von entscheidender
Bedeutung.
Für zukünftige Bewilligungsver-
fahren ist dabei insbesondere in-
teressant, dass der aktuelle Ent-
wurf der QZV Ökologie OG aus-
gehend von einer starken Beto-
nung der hydromorphologi-
schen Qualitätskomponenten im
Bereich des guten ökologischen
Zustandes nur Richtwerte vor-
schreibt, die es dem Projektwer-
ber offen lassen darzulegen,
dass auch bei weniger strengen
hydromorphologischen Bedin-
gungen mit der Einhaltung der
Werte für den guten biologi-
schen Zustand zu rechnen ist13.
Projektwerbern und Bewilli-
gungsbehörden wird somit ein
gewisser Spielraum bei der Pro-
gnoseentscheidung über die Ein-
haltung des Verschlechterungs-
verbotes beim „guten ökologi-

schen Zustand“ eingeräumt14.
Sollte eine Verschlechterung je-
doch unumgänglich sein, beste-
hen Möglichkeiten für Ausnah-
men vom Verschlechterungsver-
bot, insbesondere wenn diese ei-
ne Folge einer nachhaltigen Ent-
wicklungstätigkeit des Men-
schen (2. Spiegelstrich) sind.

Projektwerbern und Bewilligungsbehörden
wird somit ein gewisser Spielraum bei der
Prognoseentscheidung über die Einhaltung
des Verschlechterungsverbotes beim „guten
ökologischen Zustand“ eingeräumt.
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Dafür sind nachfolgende 
Bedingungen zu erfüllen 
(Art 4 Abs 7 WRRL; § 104a 
Abs 2 WRG 1959):
3 Vorkehrungen zur Minimie-

rung der negativen Auswir-
kungen auf den Gewässerzu-
stand.
3 Aufnahme von Gründen für

die Änderungen in den NGP.
3 Die Änderungen 
q liegen im übergeordneten

öffentlichen Interesse
und/oder

q Überwiegen des Nutzens
der neuen Änderungen
für die nachhaltige Ent-
wicklung gegenüber der
Erreichung der Umwelt-
ziele.

3 Keine „wesentlich bessere Um-
weltoption“, die nicht
q technisch undurchführbar

ist oder
q unverhältnismäßige Kos -

ten verursacht.

Die genannten Ausnahmemög-
lichkeiten15 sind für die Vollzie-
hung bereits anwendbar. We-
sentliche Punkte (Auswirkungs-
minimierung, Umweltoptionen,
Kosten-Nutzen-Relationen) zur
Erreichung einer Ausnahme sind
dabei bereits im Rahmen der
Projekterstellung auszuarbeiten
und zu berücksichtigen. Zudem
hat im Zusammenhang mit
Kraftwerksprojekten eine beglei-
tende rechtliche Darstellung des
übergeordneten öffentlichen In-
teresses16 unter Berücksichti-
gung der öffentlichen Interessen
nach den §§ 104 und 105 WRG
1959 sowie der Bewertung der
Grundlagen für die Kosten-Nut-
zen-Relation, der Argumentati-

on der nachhaltigen Entwick-
lung und der Unverhältnis-
mäßigkeit zu erfolgen.
Grundlage für derartige Ausnah-
men – insbesondere bei
Großprojekten – ist jedoch, dass
diese bereits jetzt in den NGP
aufgenommen und dort ausrei-
chend argumentiert werden.
Dies wird eine wesentliche Auf-
gabe der jeweiligen Interessens-
vertretungen in den laufenden
Begutachtungsverfahren sein.

Verfahrensabstimmung

Verfahrensrechtlich ist zu beach-
ten, dass bei der Umsetzung von

Verfahrensrechtlich ist zu beachten, dass
bei der Umsetzung von Wasserkraftprojek-
ten nicht nur die Bestimmungen des WRG
1959, sondern insbesondere auch der 
(Landes-)Naturschutzgesetze oder des 
UVP-G 2000 zur Anwendung gelangen.

Im Zusammenhang mit
Kraftwerksprojekten (hat)
eine begleitende rechtliche
Darstellung des übergeord-
neten öffentlichen Interes-
ses nach den §§ 104 und
105 WRG 1959 sowie der
Bewertung der Grundlagen
für die Kosten-Nutzen-Rela-
tion (...) zu erfolgen.
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Wasserkraftprojekten nicht nur
die Bestimmungen des WRG
1959, sondern insbesondere
auch der (Landes-)Naturschutz-
gesetze oder des UVP-G 2000
zur Anwendung gelangen. Dabei
wird darauf zu achten sein, dass
für die Beurteilung „öffentlicher
Interessen“ beziehungsweise
möglicher Interessensabwägun-
gen eine gemeinsame, für Pro-
jektwerber bereits im Vorfeld
abschätz- und nachvollziehbare
Vorgangsweise sämtlicher zu-
ständigen Behörden zu gewähr-
leisten ist, wobei auch die UVP-
Behörden hinkünftig Interes-
sensabwägungen nach den an-
zuwendenden Materiengesetzen
berücksichtigen dürfen17.
Schließlich sollte im Rahmen

der weiteren fachlichen Ausar-
beitungsschritte (Maßnahmen-
programme bis hin zu fachli-
chen Leitfäden etc.) unbedingt
verstärkt eine parallele rechtli-
che Begutachtung erfolgen, um
die rechtlichen Auswirkungen
auf die Genehmigungsfähigkeit
von Wasserkraftprojekten be-
reits im Vorfeld zu evaluieren
und allenfalls entsprechende
Modifikationen vornehmen zu
können.

Zusammenfassung und
Ausblick

Die Auswirkungen der WRRL
auf das österreichische Wasser-
rechts- und Umweltregime neh-
men langsam konkrete Formen
an. Für bestehende Wasserkraft-
anlagenbetreiber wird hinkünf-
tig insbesondere für die Berei-
che Restwasser, Sunk-Schwall-
Verhältnis Fischdurchgängigkeit
Handlungsbedarf bestehen, wo-
bei der aktuelle Entwurf des
NGP dafür bereits konkrete An-
haltspunkte enthält.
Projektwerber werden sich dem-
gegenüber hauptsächlich mit
den Vorgaben des Verschlechte-
rungsverbotes zu befassen ha-
ben. Die Kriterien für die Einhal-
tung des Verschlechterungsver-
botes werden dabei insbesonde-
re im Rahmen der bereits im
Entwurf vorliegenden QZV Öko-
logie OG auf fachlicher und
rechtlicher Ebene wesentlich
konkretisiert.
Verfahrensrechtlich ist hinkünf-
tig anzustreben, eine möglichst
umfassende Akkordierung der
Bewilligungskriterien zu errei-
chen, um für Bewilligungswer-
ber eine schlüssig nachvollzieh-
bare und einheitliche Bewilli-
gungspraxis zu gewährleisten.
Begleitend sollten die weiteren
Umsetzungsschritte im Rahmen
der WRRL analysiert werden,
aktuell etwa der Inhalt des NGP

sowie der QZV Ökologie OG
samt den zusammenhängenden
Arbeits- und Auslegungsmate-
rialien. Diesbezüglich ist seitens
der Interessensvertretungen be-
reits jetzt Handlungsbedarf und
genaue (fachliche und recht -
liche) Praxisanalyse angezeigt,
um eine möglichst angemessene
Bewilligungspraxis für die Zu-
kunft zu gewährleisten.

1 RL 2000/60/EG, ABl L 327/1 vom 

22. 12. 2000.

2 „Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie“; 

RL 92/43/EWG.

3  RL 79/409/EWG.

4 zB UVP-RL (85/337/EWG); SUP-RL

(2001/42/EG); Nitrat-RL (91/676/EWG);

Pflanzenschutzmittel-RL (91/414/EWG); Ba-

degewässer-/Trinkwasser-RL (76/160/EWG;

80/778/EWG idF 98/83/EG); Seveso-RL

(96/82/EG), RL „kommunales Abwasser

(91/271/EWG) uam.

5 BGBl Nr 215/1959 idF BGBl I Nr 123/2006.

6 Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz

2000; BGBl I Nr 89/2000 idF BGBl I Nr

2/2008.

7 BMLFUW-UW.4.1.1/0003-I/4/2009.

8 Vgl §§ 30 ff WRG 1959.

9 Auf Basis biologischer, hydromorphologi-

scher, physikalisch-chemischer etc. Kriteri-

en.

10 Die Kriterien für das „gute ökologische Po-

tenzial“ sind etwas weniger streng als für

den „guten ökologischen Zustand“.

11 Vgl dazu Umweltsenat v 23. 12. 2008,

GZ US 8A/2008/15-54, S 16.

12 BGBl II Nr 96/2006 idF BGBl. II Nr.

267/2007.

13 Vgl Entwurf QZV Ökologie OG, § 13 samt er-

läuternden Bemerkungen.

14 Nicht jedoch beim „sehr guten ökologi-

schen Zustand“.

15 Vgl temporäre Ausnahmen bei „außerge-

wöhnlichen Umständen“: § 30 f WRG 1959.

16 ZB: „Kioto“-Protokoll, sonstige klimaschutz-

relevante Normen (zB RL 2003/87/EG), die

Erneuerbare Energie-RL (2001/77/EG; „EE-

RL“) oder auch das österreichische Klima-

schutzpaket (Klimaschutzstrategie). Zusätz-

lich können auch sozio-ökonomische Argu-

mente nach Art 4 Abs 5 lit a WRRL ent-

wickelt werden.

17 Vgl NR XXIV GP RV 236: §§ 17 Abs 5 (neu),

§ 24 f Abs 4 (neu).

Für bestehende Wasserkraftanlagenbetreiber wird
hinkünftig insbesondere für die Bereiche Restwasser,
Sunk-Schwall-Verhältnis Fischdurchgängigkeit Hand-
lungsbedarf bestehen, wobei der aktuelle Entwurf des
NGP dafür bereits konkrete Anhaltspunkte enthält.

Projektwerber werden sich demgegenüber hauptsächlich mit
den Vorgaben des Verschlechterungsverbotes zu befassen ha-
ben. Die Kriterien für die Einhaltung des Verschlechterungsver-
botes werden dabei insbesondere im Rahmen der bereits im
Entwurf vorliegenden QZV Ökologie OG auf fachlicher und
rechtlicher Ebene wesentlich konkretisiert.


